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Liberaleres Namensrecht
BERLIN Wer sich für einen Doppelna-
men entscheidet, soll künftig nicht
mehr zum Einfügen eines Binde-
strichs gezwungen werden. Diese
und weitere Änderungen sieht der
Entwurf für das neue Namensrecht
vor, den Bundesjustizminister Mar-
co Buschmann (FDP) am Freitag
zur Abstimmung an die anderen
Ressorts der Bundesregierung ver-
schickt hat. dpa

Containern: Länder uneins
MAINZ Im Bemühen um eine weitge-
hende Legalisierung des sogenann-
ten Containerns haben sich die Bun-
desländer nicht auf eine einheitliche
Linie verständigt. Die notwendige
Einstimmigkeit im Länder-Aus-
schuss kam nicht zustande. Mehre-
re Minister sehen nun den Bundes-
gesetzgeber in der Pflicht. dpa

Kurz notiert

Cyberangriffe: Gefährdungslage hoch
BERLIN Das Bundesinnenministeri-
um will Berichte über mutmaßliche
Vorbereitungen für großangelegte
Cyberangriffe mit Hilfe privater
Softwarefirmen durch Russland
nicht kommentieren. Eine Spreche-
rin des Ministeriums sagte am Frei-
tag in Berlin, dazu könne sie sich
nicht äußern. Allgemein sagte sie le-
diglich: „Die Sicherheitsbehörden
schätzen die Gefährdungslage als
hoch ein“, die Behörden arbeiteten
eng zusammen, um entsprechende

Gefahren zu analysieren und sich
darauf einzustellen. Russland hat
laut Recherchen mehrerer Medien
großangelegte Cyberangriffe mit
Hilfe privater Softwarefirmen vorbe-
reitet. Aus vertraulichen Dokumen-
ten soll hervorgehen, dass die Mos-
kauer IT-Firma NTC Vulkan Werk-
zeuge entwickelte, mit denen staatli-
che Hacker Cyberangriffe planen,
Internetverkehr filtern sowie mas-
senhaft Propaganda und Desinfor-
mation verbreiten könnten. dpa

Finnland auf dem Weg in die Nato
30 derzeitigen Nato-Mitglieder hat-
ten schon vor längerer Zeit dafür ge-
stimmt, Ungarn am Montag.

Nach Angaben aus Nato-Kreisen
muss die Türkei die Ratifizierung
des Beitrittsprotokolls noch offiziell
dem US-Außenministerium melden.
Stoltenberg kann Finnland dann of-
fiziell zum Beitritt einladen. Wenn
Finnland dann seinerseits akzep-
tiert und die entsprechenden Doku-
mente hinterlegt, wird es offiziell
Mitglied. dpa

denten Sauli Niinistö gratuliert habe
und sich darauf freue, in den kom-
menden Tagen die finnische Flagge
am Nato-Hauptquartier in Brüssel
zu hissen.

Die Türkei hatte am späten Don-
nerstagabend als letztes Nato-Mit-
glied mit großer Mehrheit im Parla-
ment für den Beitritt des nordischen
Landes zu dem Verteidigungsbünd-
nis gestimmt. Nun geht es nur noch
um Formalitäten, ehe Finnland in
Kürze Mitglied werden kann. 28 der

ISTANBUL Nach der langersehnten
Zustimmung der Türkei zum Nato-
Beitritt Finnlands könnte das nord-
europäische Land schon in kürzes-
ter Zeit 31. Mitglied des Militär-
bündnisses sein. „Finnland wird un-
serer Allianz in den nächsten Tagen
offiziell beitreten“, kündigte Nato-
Generalsekretär Jens Stoltenberg
am Freitag an. Dies werde Finnland
sicherer und die Nato stärker ma-
chen. Auf Twitter schrieb Stolten-
berg, dass er dem finnischen Präsi-

Trump geht
nach Anklage

in die Offensive
WASHINGTON Erstmals muss sich ein früherer

US-Präsident vor Gericht verantworten

Von unserem Korrespondenten
Thomas Spang

I
n den vergangenen Tagen zeigte
sich der Ex-Präsident in bester
Laune. Donald Trump hatte sich
selbst davon überzeugt, dass der

Chefankläger von Manhattan, Alvin
Bragg, auf eine Anklage wegen der
Schweigegeld-Zahlungen an die
Porno-Darstellerin Stormy Daniels
wohl verzichten werde. Andernfalls
müsste dieser wohl „goldene Hand-
schellen“ für einen ehemaligen Prä-
sidenten besorgen, scherzte
Trump, der vor neun Tagen noch
das Gerücht seiner bevorstehenden
Festnahme in die Welt
gesetzt hatte.

Am Donnerstag lern-
te Trump, dass auch ein
ehemaliger Präsident
nicht über dem Gesetz
steht. Die Nachricht traf
nicht nur ihn, sondern
sein ganzes Team völlig
unvorbereitet. Einige
Anwälte hatten sich in den Urlaub
abgemeldet, weil sie mit einer lan-
gen Unterbrechung bei Braggs als
„Zombie Fall“ verhöhnten Ermitt-
lungen rechneten. Sie hatten sich
verkalkuliert. Die Grand Jury emp-
fahl, Trump den Prozess zu machen.

Ortstermin Jetzt hat der Ex-Präsi-
dent am kommenden Dienstag um
14.30 Uhr einen Ortstermin im Ge-
richtspalast an der 100 Centre Street
von Manhattan. Die 36 000 Polizis-
ten der Metropole sind in Alarmbe-
reitschaft. Mit Grauen hatte der Ex-
Präsident einst live im Fernsehen
den Spießrutenlauf seines Finanz-
chefs Allen Weisselberg verfolgt,
der 2021 versuchte, im Morgengrau-
en unerkannt durch einen Hinter-
eingang ins Gericht zu gelangen. Er

könne „nicht glauben, was die mit ei-
nem alten Mann machen“, be-
schwerte sich Trump damals über
die erkennungsdienstliche Behand-
lung Weisselbergs, der nach New
Yorker Brauch in Handschellen vor
den Richter trat. Die Demütigung,
vorgeführt zu werden, sei für den
Narzissten das Schlimmste.

Sie wird dem Angeklagten nicht
völlig erspart bleiben. Obwohl Chef-
ankläger Bragg wegen der histori-
schen Natur der ersten Anklage ge-
gen einen ehemaligen US-Präsiden-
ten in der Geschichte bereit ist, Aus-
nahmen zu machen. Trump muss
nicht durch den Haupteingang kom-

men und kommt viel-
leicht um die Hand-
schellen herum. „Aber
er wird seine Fingerab-
drücke abgeben müs-
sen“, erklärt der ehema-
lige Harvard-Professor
Alan Dershowitz den
Zuschauern im Kanal
„Newsmax“.

Trumps Anwalt Joseph Tacopina
erklärte, sein Mandant habe vor,
sich freiwillig zu stellen. „Er hat kei-
nerlei Verbrechen begangen und
wird gegen diese politische Anklage
vor Gericht kämpfen.“ Der Ex-Präsi-
dent selbst reagierte für seine Ver-
hältnisse eher kleinlaut. „Das ist po-
litische Verfolgung und Wahlbeein-
flussung auf dem historisch höchs-
ten Niveau“, sagte er.

Trump wiederholte seinen Auf-
ruf zu Protesten nicht. Er suggerier-
te auch keine Gewalt mehr, wie nach
seiner Kundgebung in Waco, als er
dem schwarzen Chefankläger in ei-
ner Montage mit einem Baseball-
schläger drohte. Aber er erneuerte
den antisemitischen Vorwurf,
Bragg sei ein vom jüdischen Milliar-
där George Soros handverlesener

und finanzierter Staatsanwalt. Der
Hinweis auf seine Hautfarbe und die
angebliche Fernsteuerung des Ver-
fahrens durch Soros fehlte auch in
anderen Reaktionen aus dem Lager
der Republikaner nicht. Mit Ausnah-
me des Minderheitsführers im Se-
nat, Mitch McConnell, verurteilten
die Spitzen der Partei die Anklage
als beispiellose Politjustiz.

Weitere Verfahren Wenn sich
Trump zur formellen Eröffnung der
Anklage nicht vor dem Richter ein-
findet, wird er wie ein Gesetzes-
flüchtling behandelt. Das würde sei-
nen Wahlkampf mehr erschweren
als die laufenden Ermittlungen in
Georgia wegen des versuchten Ein-
griffs in die Wahlen und denen von
Sonderermittler Jack Smith in der
Dokumenten-Affäre und seiner Rol-
le beim 6. Januar. Verglichen mit den
Fällen gilt die New Yorker Anklage
unter Experten als die mit den bes-
ten Aussichten für Trump. Seite 2

Ex-Präsident Donald
Trump muss nun tat-
sächlich vor einem
New Yorker Gericht
erscheinen.
Foto: dpa

„Aber er wird sei-
ne Fingerabdrü-

cke abgeben
müssen.“

Alan Dershowitz

Rufe nach
telefonischer

Krankschreibung
BERLIN Nach den Erfahrungen der
Corona-Krise werden Rufe lauter,
Krankschreibungen auf Dauer auch
telefonisch und ohne extra Praxis-
besuch zu ermöglichen. Der ge-
sundheitspolitische Sprecher der
Grünen im Bundestag, Janosch
Dahmen, sagte am Freitag, dies sei
eine wichtige Entlastung für Patien-
ten und Ärzte, die sich bewährt
habe. „Wir sollten die Regelung
nicht nur fortsetzen, sondern auch
jenseits von Atemwegserkrankun-
gen auf weitere akute Beschwerden
ausweiten.“ Die Verbraucherzentra-
len und der Hausärzteverband kriti-
sierten das Ende einer entsprechen-
den Corona-Sonderregelung und
forderten eine dauerhafte Lösung.

Bundesgesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD) sagte, er hal-
te die telefonische Krankschrei-
bung für sinnvoll. Er verwies aber
darauf, dass die Entscheidungsbe-
fugnis darüber beim Gemeinsamen
Bundesausschuss von Ärzten, Klini-
ken und Krankenkassen liege. Er
würde es befürworten, wenn das
Ende der Regelung noch einmal
überdacht würde. Auch der Vorsit-
zende der Länder-Minister, Man-
fred Lucha (Grüne) aus Baden-
Württemberg, sprach sich dafür
aus. Wenn man zu mehr Digitalisie-
rung hinwolle, gehöre es dazu, dass
Menschen mit leichten Infekten
nicht die Wartezimmer füllten, son-
dern sich telefonisch krankschrei-
ben lassen könnten.

Die Corona-Sonderregelung be-
zogen auf leichte Erkältungsbe-
schwerden lief nur noch bis Freitag.
Der Gemeinsame Bundesausschuss
hatte sie seit Ende März 2020 mehr-
fach verlängert. Angesichts der ent-
spannteren Pandemie-Lage läuft die
Regelung nun aber aus. Von diesem
Samstag an müssen Patienten wie-
der in die Praxen, wenn sie eine Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung
brauchen. dpa Seite 2
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1893 Vor 130 Jahren
Im Deutschen Reich tritt ein Gesetz
in Kraft, das die Mitteleuropäische
Zeit (MEZ) als Einheitszeit für ganz
Deutschland festlegt.

1998 Vor 25 Jahren
Infolge des Schengener Abkom-
mens entfallen zum 1. April die
Grenzkontrollen zwischen Italien,
Deutschland und Österreich.
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Was regionale Bundestagsabgeordnete in diesem Monat bewegt hat
Den Heilbronner SPD-Abgeordne-
ten Josip Juratovic zog es nach Pa-
ris zu einer Sitzung des Menschen-
rechtsausschusses des Europarats.
„Putins Angriffskrieg auf die Ukrai-
ne hat uns in aller Deutlichkeit vor
Augen geführt, wie brutal interna-
tionales Recht auch heute noch ge-
brochen wird.“ Ebenso habe sich
das Gremium mit der Einschrän-
kung der Pressefreiheit in Teilen
Europas befasst. Über die Wahl-
rechtsreform freut sich Juratovic.
Sie sei für die Glaubwürdigkeit der
Politik wichtig. Das neue Wahlrecht
sei „einfacher und gerechter“.

Michael Link (FDP, HN) war in
den vergangenen Wochen als euro-
papolitischer Sprecher seiner Frak-
tion unterwegs. Nach Brüssel reiste
er zu Gesprächen, um die Zulassung
von Verbrennern nach 2035 zu un-
terstützen, wenn sie mit E-Fuels fah-
ren. Zudem unterhielt sich Link mit
dem EU-Haushaltskommissar Jo-

hannes Hahn. „Hier ging es darum,
wie die EU-Schuldenbremse effek-
tiv gestärkt werden kann.“

Der Hohenloher FDP-Abgeord-
nete Valentin Abel hat sich beson-
ders über das Ergebnis der Mach-
barkeitsstudie zur Hohenlohebahn
und der Kochertalbahn gefreut. Bei-
den Projekten wurde ein positiver
Nutzen bescheinigt. „Für die Bürge-
rinnen und Bürger würde der Aus-
bau des Bahnnetzes einen optimier-
ten Lückenanschluss und vor allem
eine enorme Mobilitätsverbesse-
rung darstellen.“ Auch der schnelle-
re Ausbau der A6 sei eine „großarti-
ge Nachricht“ für die Region.

Fabian Gramling, CDU-Abge-
ordneter des Wahlkreises Neckar-
Zaber, hat eine Lehrstellenbörse in
Lauffen besucht, auf der sich 50 re-
gionale Betriebe vorgestellt haben.
„Es sind nicht immer nur die großen
Konzerne, die Entwicklungsmög-
lichkeiten bieten, auch unser regio-

naler Mittelstand hat hier tolle Ar-
beitsplätze mit super Berufsper-
spektiven“, findet Gramling, der
sich selbst nach der Schule für eine
Ausbildung entschieden hat. „Ich
möchte meine Ausbildung nicht
missen. Ich habe als junger Mensch

Fähigkeiten gelernt, die mich bis
heute prägen.“

Der Hohenloher CDU-Abgeord-
nete Christian von Stetten war zu
Gast im Mittelstandsbeirat, der Ro-
bert Habeck und das Bundeswirt-
schaftsministerium berät. Dennoch

erfährt von Stetten erst aus den Me-
dien von Habecks Plänen zu Heizun-
gen. „Trotz stundenlanger Diskussi-
on hat der Minister die Beiratsmit-
glieder über seine Pläne zum von
ihm ab 2024 geplanten Verbot von
neuen Öl- und Gasheizungen nicht
informiert.“ Künftig will sich der
Künzelsauer überlegen, ob er an sol-
chen Sitzungen noch teilnimmt,
oder die Zeit für Gespräche mit Be-
troffenen nutzt.

Marc Jongen, AfD-Abgeordne-
ter im Wahlkreis Neckar-Zaber, hat
sich damit befasst, welche Journalis-
ten für Interviews und Moderatio-
nen Geld von der Bundesregierung
bekommen haben. Eine entspre-
chende Liste wurde auf Anfrage der
AfD-Fraktion veröffentlicht. „Jour-
nalisten können über Politiker nicht
objektiv berichten, von denen sie
überdurchschnittlich vergütete Auf-
träge erhalten“, kritisiert Jongen.
Christoph Donauer

Draht nach Berlin

Josip Juratovic (SPD) ist zu Gesprächen
nach Paris gereist. Fotos: privat

Es sind noch Stellen für 2023 offen. Das
erfuhr Fabian Gramling in Lauffen.

Der Vorwurf
Nach durchgesickerten Informatio-
nen soll die Anklage 30 Punkte um-
fassen, die alle einen Tatbestand be-
weisen sollen: Dass der damalige
Kandidat auf der Zielgeraden des
Präsidentschaftswahlkampfs 2016
Stormy Daniels mit einer verschlei-
erten Zahlung von 130000 Dollar
dazu brachte, nicht über eine Affäre
nach der Geburt seines Sohnes Bar-
ron zu sprechen. Trumps ehemaliger
Hausanwalt Michael Cohen arran-
gierte die Zahlung an die Porno-Dar-
stellerin. Während sein Auftragge-
ber ins Weiße Haus zog, wanderte
Cohen hinter Gitter. Ein Bundesge-
richt verurteilte ihn 2018 zu drei Jah-
ren Gefängnis. tsp
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